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Abmahnungen d�rfen
keine Einnahmequelle sein

Bundesjustizministerin Leutheusser-Schnar-
renberger hat Ende vergangenen Jahres an-
gek�ndigt, missbr�uchlichen Abmahnungen
einen Riegel vorzuschieben. Den meisten
Anbietern von Online-Handelsplattformen
spricht sie damit aus der Seele. Ein kritischer
Blick auf die derzeitige Abmahn-Praxis im
Internet ist berechtigt und eine einschr�nken-
de Anpassung klar zu bef�rworten.

Abmahnungen wurden als legitimes Mittel
der Selbstregulierung und zur Vermeidung
teurer Gerichtsverfahren geschaffen. Als
solche erf�llen sie auch weiterhin eine wich-

tige Funktion. Es stimmt allerdings
nachdenklich, dass ein Experten-
werkzeug des Wettbewerbsrechts
in der çffentlichen Wahrnehmung
ausgesprochen negativ besetzt ist.
Mit dieser negativen Konnotation
schaden Abmahnungen mehr als

sie nutzen. Sie werden als moralisch frag-
w�rdige Einnahmequelle von Anw�lten
und deren Auftraggebern wahrgenommen.
Abmahnungen sind so f�r viele zu einem
empfindlichen �rgernis geworden, was
l�ngst entsprechende Protestbekundungen
hervorruft.
Wettbewerbsrechtliche Abmahnungen sind
kein Selbstzweck, sondern sollen den fairen
Wettbewerb sicherstellen. Derzeit f�hren
aber oft schon einfache Verstçße gegen
rechtliche Formalien dazu, dass rigoros ab-
gemahnt wird.
Relativ geringf�gige, juristische Fehler, die
aus Unkenntnis entstanden sind und die kei-
nen Vorsprung im Wettbewerb verschaffen,
kçnnen so die Existenz von Unternehmen
gef�hrden. Besonders h�ufig sind davon
junge, aufstrebende Online-Unternehmen
betroffen. Gerade im Online-Handel hat
das Wettbewerbsrecht eine besondere Wir-
kung entwickelt. Das erkl�rt sich durch die

hohe Komplexit�t der Vorschriften, verbun-
den mit der einfachen Auffindbarkeit von
Webseiten. Da die Zahl g�ngiger Abmahn-
gr�nde im hohen dreistelligen Bereich liegt,
nimmt es nicht Wunder, dass Online-H�nd-
ler Abmahnungen als st�ndige Bedrohung
wahrnehmen. Der Missbrauch des Instru-
ments Abmahnung ist gerade f�r kleine
und mittelst�ndische Betriebe eine der grçß-
ten Gefahrenquellen im Online-Handel.

Eine Begrenzung dahingehend, dass Ab-
mahnungen nur noch dort erfolgen, wo
wirklich Wettbewerb beeintr�chtigt wurde,

verbunden mit einer Begrenzung der Ab-
mahnkosten, kçnnte das Problem deutlich
entsch�rfen. Nat�rlich sollten die zu erstat-
tenden Rechtsverfolgungskosten dem im
Einzelfall nçtigen Aufwand entsprechen.
Die g�ngige Abmahnpraxis mit pauschalier-
ten Abmahngeb�hren z. B. gegen simple
Impressumsverstçße vorzugehen, w�rde
sich dann vermutlich als „Gesch�ftsmodell“
von selbst erledigen.

Unschuldigen Abmahn-Opfern einen Ge-
genanspruch einzur�umen, kann ebenfalls
sinnvoll sein, um missbr�uchliche Abmah-
nungen einzud�mmen. Die Einf�hrung von
Regelbeispielen f�r missbr�uchliche Ab-
mahnungen kçnnte außerdem dazu f�hren,
dass die bereits bestehenden Abwehrmçg-
lichkeiten der Gerichte gegen missbr�uchli-
che Abmahnungen h�ufiger erfolgreich ein-
gesetzt werden.

Es gilt also, falsche Anreize f�r Abmahnun-
gen zu beseitigen, ohne das sinnvolle Insti-
tut der Abmahnung als solches in Frage zu
stellen. F�r Online-Anbieter gilt dar�ber hi-
naus, was im gesch�ftlichen Verkehr schon
immer galt: sich im Vorfeld einer Ge-
sch�ftsaufnahme juristisch gut beraten zu
lassen, um Rechtsverstçße zu vermeiden.
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